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Die schweizerischen ZMlstandsregistei\ 
Ihre Entstehung und Entwicklung und ihr Verhältnis zur Statistik. 

Von Paul Hofer. 

V o r w o r t . 

Der nachstehenden Arbeit muss die dem Verfasser 
sauer werdende Bemerkung vorausgeschickt werden, 
da88 sie in hohem Masse unvollkommen und lücken­
haft ist. Die Kürze der befristeten Zeit ist einmal 
Schuld hieran, dann aber auch der Umstand, dass das 
zum grössten Teile bisher nicht bearbeitete Material 
auf der einen Seite in ungeahntem Masse anschwoll, 
auf der andern aber in der zur Verfügung stehenden 
Zeit nicht beigeschafft werden konnte. Der Hülfe, 
die ich bei den Herren Staatsschreibern und Staats­
archivaren der meisten Kantone — leider nicht aller 
— fand, ist es einzig zu verdanken, und geschieht 
es meinerseits wärmstens, dass heute wenigstens soviel 
geboten werden kann. Ich behalte mir aber die Ver­
vollständigung der Arbeit durch eingehende Bear­
beitung des Zivilstandswesens jedes einzelnen Kantons, 
wie sie hier nur für Bern durchgeführt werden konnte, 
für später vor. 

Wenn ich, ungeachtet ihrer Mängel, die Arbeit 
gleichwohl vom Stapel lasse, so geschieht es lediglich 
in der Hoffnung, dass gerade die Unvollkommenheiten 
und Lücken derselben berufenere Kreise in den Kan­
tonen veranlassen werden, den nämlichen Gegenstand, 
wenigstens für ihren Landes teil zu bearbeiten, so dass 
dann am Ende doch noch ein befriedigendes Resultat 
erreicht wird, 

Bern, im Oktober 1907. 

Der Verfasser. 

Die Zivilstandsregister, welche den bürgerlichen 
Stand der Personen feststellen und beurkunden sollen, 
sind ein Ergebnis der neuern Zeit. Zwar gab es 
schon im kaiserlichen Rom Bücher, aus denen haupt­
sächlich die freie Geburt, aber auch das Alter 
eines römischen Bürgers bewiesen werden konnte. 
Kaiser Martius Aurelius Antonius hatte verordnet, dass 
die Geburt eines Kindes binnen 30 Tagen in Rom bei 
den prsefectis serarii Saturni und in den Provinzen bei 

den tabulariis angezeigt werden solle1). Allein dieser 
Anfang bürgerlicher Standesregister verschwand zu­
gleich mit der Kultur, welche ihn hervorgerufen hatte. 
Die Völker, die an Stelle der untergehenden Antike 
traten, hatten keinen Sinn für die Errungenschaften 
römischer Staatskunst; ihre Bedürfnisse waren ganz 
andere und entsprechend dem niedrigen Stande ihrer 
politischen Organisation viel zu geringe, um die Indi­
vidualisierung der einzelnen Person im Staate durch 
Verurkundung ihres Standes als notwendig oder auch 
nur als nützlich zu empfinden. 

A. Vorreformatorische Zeit, 

Erst der christlichen Kirche war es vorbehalten, 
den Keim zu derjenigen Institution zu legen, aus der 
die heutigen Zivilstandsregister entstanden sind. Der 
Zweck aber, den sie damit verfolgte, war nicht mehr 
der nämliche, den Rom mit seinen Büchern im Auge 
gehabt hatte. Für sie galt es nicht, den Stand des 
Einzelnen festzustellen, sondern den Bestand der Kirche. 
Zu diesem Zwecke mussten in erster Linie die Namen 
derjenigen aufgezeichnet werden, welche durch die 
Taufe Mitglieder der christlichen Gemeinschaft ge­
worden waren. 

Bücher, die Getaufte erwähnen, müssen schon früh 
im Gebrauch gewesen sein, denn Hincmar, Erzbischof 
von Rheims, erklärt auf dem Konzil von Soissons (853), 
dass das System und die Geltung der kirchlichen 
Gesetze dahin gehe, für alle (kirchlichen) Handlungen 
die Schriftlichkeit zu verlangen, und zwar so, dass, 
wer der Taufe teilhaftig wird, verhalten ist, seinen 
Namen anzugeben2). Verzeichnisse aus Hincmars Zeiten 

*) Uihlein, Über den Ursprung und die Beweiskraft der 
Pfarrbücher; Archiv für zivilistische Praxis, Bd. XV, 32, Fuss-
note 1. 

2) Legum ecclesiasticarum consuetudo et auetoritas talis est, 
ut in causis gestorum semper scripturam requirant, adeo ut qui 
ad sacrum fontem accedit suum dare nomen prsecipiatur. 

Uihlein, 1. c, p. 34. 
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sind keine mehr vorhanden. Die frühesten Kirchen­
register, die sich bis in unsere Zeit erhalten haben 
und die den Stand einer Person festlegten*), sind aus 
Italien bekannt (Siena 1379, Florenz 1450, Pisa 1457). 
In Frankreich sollen Verordnungen über Kirchenbücher 
erlassen worden sein vom Bischof von Nantes von 1406, 
mit welchem Jahre auch in Belgien die Kirchenbücher 
beginnen2). 

Die ältesten in der Schweiz sich noch vorfindenden 
Kirchen-, bezw. Taufregister datieren erst aus dem 
Ende des XV. Jahrhunderts. Es sind dies ein Tauf­
buch der Kirche der Heiligen Germanus und Petrus 
zu Pruntrut3), dessen erste Eintragung auf den 26. De­
zember 1481 zurückreicht und dasjenige der Kirche von 
St. Theodor in Klein-Basel4), das mit 1490 beginnt. 

Diese Bücher sind nicht etwa der Initiative der­
jenigen Pfarrer zu verdanken, die sie begonnen haben. 
Wie schon aus dem Eingang des Pruntrutertaufrodels 
hervorgeht, auf den wir noch zu sprechen kommen 
werden, beruhten sie auf bestimmten Verordnungen der 
Diözesanorgane. 

Der Ausbau der inneren Organisation der Kirche 
war dem Bischöfe bezw. den Diözesansynoden über­
lassen. Auf diese sind denn auch die Vorschriften über 
die Führung der Kirchenbücher zurückzuführen. 

In kirchlicher Beziehung gehörte das heutige Terri­
torium der Schweiz im XV. Jahrhundert im grossen und 
ganzen neun verschiedenen Diözesen an: Sitten (Kanton 
Wallis und zum Teil Waadt), Genf (Genf und zum Teil 
Waadt), Lausanne (übrige Westschweiz bis zur Aare), 
Besançon (Pruntrut), ütarseZ(Jura), Konstanz (Ostschweiz 
von der Aare hinweg), Char (Ostschweiz mit Grau­
bünden). Der Kanton Tessin gehörte zum Teil zu dem 
Bistum Contoj zum Teil zu demjenigen von Mailand. 

Aus dem XV. Jahrhundert sind mir nur wenige 
diesbezügliche Erlasse der Diözesanorgane bekannt5). 

In der Diözese Chur verordnete Bischof HeinrichlV. 
1491 die Führung der Taufregister6). 

*) Die sog. Totenbücher der katholischen Kirche gehörten 
nicht zu dieser Kategorie. 

2) Vgl. die alten Kirchenregister im Kanton Luzern (anonym) 
in der Beilage zu Nr. 60 des Luzerner „Vaterland" vom 13. März 
1901. Dieser anscheinend von kundiger Feder geschriebene Ar­
tikel ist mir leider zu spät zu Gesicht gekommen, um die Exi­
stenz der darin erwähnten Kirchenbücher und Verordnungen auch 
meinerseits feststellen zu können. 

3) Liber baptizatorum im Archiv des Zivilstandsamts Pruntrut. 
4) Nun im British Museum in London, wohin es auf einem 

Umwege über Paris gelangte. Das Staatsarchiv Basel besitzt frag­
mentarische Auszüge davon. 

5) Die Kürze der Zeit, welche mir zu dem vorliegenden Auf­
satz zur Verfügung stand, erlaubte mir nicht, eingehendere Studien 
über die Verhältnisse in den übrigen Diözesen zu machen. 

6) Gefl. Mitteilung des Herrn Prof. Dr. G. Mayer in Chur. 

Aus der Diözese Konstanz ist keine ähnliche Ver­
ordnung bekannt, doch weist das Vorhandensein des 
Taufregisters von St. Theodor in Klein-Basel (das zur 
Diözese Konstanz gehörte) daraufhin, dass eine solche 
existiert hat. 

Was die Diözese Besançon anbelangt, so ist dem 
Eingang des Pruntruter Registers zu entnehmen, dass 
für die Diözese eine besondere "Weisung Taufregister 
zu führen Ende des XV. Jahrhunderts ergangen ist. 
Der registerführende Pfarrer führt seinen Rodel nämlich 
mit folgender Weisung des Erzbischofes von Besançon1), 
Carl von Neuenburg, ein: 

„In Zukunft sollen die Pfarrer des Sprengeis ein 
Buch oder Register besitzen. An dessen Anfang tragen 
sie das Jahr ein, in welchem es begonnen wurde und 
in der Folge den Monat und den Tag der Taufe, den 
Eigennamen des Kindes und denjenigen seiner Eltern, 
den Namen der Paten und Patinnen desselben ; so z. B. 
Peter, Sohn Johanns und Mariens, geboren am . . . . , 
getauft den , dessen Pate war Gerhard und dessen 
Patin Katarina . . . 2 ) " 

Diese Weisung3) des Hauptes des Erzbistums 
Besançon bezieht sich, wie aus äusserlichen Merk­
malen zu entnehmen ist, nicht auf die Einführung von 
Taufregistern an sich, sondern auf die Art und Weise, 
wie die (damals schon bekannten) Taufenverzeichnisse 
einheitlich geführt werden sollten und war unmittelbar 
wohl nur für die Diözese Besançon verbindlich; die 
Sunragandiözesen von Besançon, Basel und Lausanne 
berührte sie anscheinend nicht, wenigstens nicht direkt. 
Für diese erfolgten wohl besondere Weisungen der 
eigenen Bischöfe. 

In der Diözese Sitten erliess Bischof Walter de 
Supersaxo 1460 eine allgemeine Weisung „de soigner 
les livres de l'Eglise"4). Ob damit Personenstands­
register, bezw. Taufregister gemeint waren, ist nicht 
erkennbar, immerhin wahrscheinlich. 

l) In geistlichen Sachen relevierte Pruntrut bis ins 18. Jahr­
hundert yon Besançon, in weltlichen von Basel. 

3) Carolus de nouocastro archiepiscopus bisuntinus : Deinceps 
sacerdotes parochiales habeant librum seu registrum. In ejus 
principio scribant annum in quo inchoabitur; et consequenter 
mensem et diem baptismi cujuslibet infantis nomen proprius et 
genitorum ejusdem; nomen patrinorum et matrinarum ipsius; sie 
scribendo : Petrus filius Johannis et Marie ; natus die natali : 
baptizatus die prima mensis etc. cujus patrinus Gerardus et ma-
trina Katharina talis etc. 

3) Sie ist leider nicht genau zu datieren ; die Jahrzahl 
MCCCCLXXXI bezieht sich nämlich nicht auf das Jahr, in wel­
chem die Weisung erlassen worden ist, sondern auf das Jahr, in 
welchem der Rodel begonnen wurde. Aus dem Regierungsantritt 
des Carolus de Neufchatel als Erzbischof von Besançon (4. Januar 
1463) geht hervor, dass sie dem dritten Viertel des 15. Jahrhun­
derts angehört. 

4) Gefl. Mitteilung des Herrn Kan. Imsand in Sitten. 
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Aus dem Vorhandensein eines Registers in einer 
Diözese kann wohl nicht ohne weiteres auf das gleich­
zeitige Bestehen ähnlicher Register in andern Diözesen, 
wenn auch des gleichen Erzbistums, geschlossen werden. 
Doch lässt das Vorkommen ordentlich geführter Tauf­
register und bestimmten Vorschriften zur Führung 
solcher in drei oder vier Diözesen am Ende des XV. 
Jahrhunderts mit ziemlicher Sicherheit annehmen, dass 
Taufregister geraume Zeit schon vor der Reformation 
nicht nur bekannt, sondern auch geführt worden sind. 
Darin wird man nicht nur durch die Tatsache bestärkt, 
dass in spätem reformierten Ländern, z. B. in den 
Kantonen Zürich und Thurgau, die zum Bistum 
Konstanz gehörten, sich ebenfalls Register vorfinden *), 
die ihren Ursprung vor der ersten zürcherischen Ver­
ordnung über die Führung von Kirchenregistern (1526) 
haben, sondern hauptsächlich durch die Fassung der 
einzelnen Einträge in den Taufregistern von Pruntrut2) 
und Klein-Basel3) von 1481, bezw. 1490. Die Über­
einstimmung derselben unter sich lässt deutlich erkennen, 
dass sie grössenteils nach der nämlichen Formel ge­
macht wurden, die noch Jahrhunderte lang, sowohl 
in der katholischen als der protestantischen Kirche 
sich erhielt. Da diese Formel auch nicht ganz dem 
Formulare entsprach, das der Erzbischof von Besançon 
aufgestellt hatte, so kann sie sich nur infolge langer 
Übung unter den Klerikern verschiedener Diözesen 
herausgebildet haben. 

Die landläufige Ansicht4), die Führung von Per­
sonenstandsregistern sei eine Frucht der Reformation 
und wir hätten sie Zwingli, bezw. der Initiative der 

*) Stammheim (1524), Grossmünster (1525), Hinwil (1525) 
im Kanton Zürich, Affeltrangen (Taufregister von 1521) im Kanton 
Thurgau. 

2) Grede fille abri et alis, nata et bapta die xviij mensis 
Januarii anni etc. LXXXI cujus patrinus Broquardus Tardi et 
matrina Grede, fille henriot le favre. 

3) Die Ste. helene (1490) Natus et baptizatus est bernardus 
filius henrici abt et anne conjugis ejus, patrini sunt bernardus 
steck der Müller, hans Schindlin der bader und barbara Zwilchen-
bartin. 

Dass es sich hier um eine wirkliche Formel handelt, be­
weisen die heterogenen (bessern und schlechtem) Eintragungen 
späterer Register. 

4) A. Farner, Die pfarramtlichen Register im Gebiete des 
Kantons Zürich, ihre Geschichte und wissenschaftliche Ausbeute ; 
Zürcher Taschenbuch für das Jahr 1899, pag. 176. 

E. Egli in Zwingliana Nr. 1, pag. 86, Nr. 2, pag. 125, der 
zwar das Taufregister von St. Theodor in Kleinbasel kennt, dann 
die gesamte ältere deutsche Literatur, wie sie im Literaturverzeich­
nis angegeben. 

Eine Zusammenstellung der angeblich ältesten Kirchenbücher 
Deutschlands ist im Korrespondenzblatt des Gesamtvereins deutscher 
Geschichts- und Altertumsvereine, Bd. XL, pag. 20 ff., besonders 
pag. 24, zu finden. 

Leutpriester am Grossmünster, zu verdanken, kann 
unter diesen Umständen, wie dies auch schon der 
Autor des früher zitierten Aufsatzes im „Vaterland" 
„Die alten Kirchenregister im Kanton Luzerntt be­
tont, nicht mehr aufrecht erhalten werden. Sie ist 
vielmehr als eine althergebrachte Institution der katho­
lischen Kirche anzuerkennen, die nachgewiesenermassen 
in den Diözesen Besançon, Konstanz, Chur und wahr­
scheinlich Sitten, aber ohne Zweifel auch in den andern 
Diözesen unseres Landes bekannt und rezipiert war. 

Auffällig ist dabei allerdings, dass abgesehen von 
den erwähnten, vor der Reformation angefangenen 
Rodeln keine alten Register, oder wenigstens Andeu­
tungen, dass solche geführt worden seien, in den 
Diözesen Lausanne und Basel erhalten sind1). Eine 
Erklärung dafür lässt sich nur in dem Umstände finden, 
dass in den katholisch gebliebenen Gegenden den 
alten Kirchenbüchern nicht viel Sorgfalt zugewendet 
wurde2), sobald sie keine tangibeln Rechte mehr be­
wiesen und dass in protestantisch gewordenen Gemeinden 
das Bestreben dahin ging, sich all dessen zu entledigen, 
was an die alte Ordnung der Dinge erinnern konnte3). 

Die Register der vorreformatorischen Zeit waren 
ausschliesslich Taufregister. Nur solche sind uns er­
halten und nirgends findet sich eine Andeutung, dass 
überhaupt andere geführt worden wären4). 

*) Die statuta synodalia der Diözese Basel vom Bischof Jo­
hann (Senn v. Münsingen) hinweg bis zu denjenigen des Bischofs 
Christophorus von 1503 enthalten keine Andeutung über die Füh­
rung von Kirchenbüchern. 

2) Wie ja heute noch diese verhältnismässig ärmer an alten 
Registern sind als die andern Gegenden. Es ist dies daraus zu 
erklären, dass die rein kirchlichen Register ihre volle Beweiskraft 
nur vor den geistlichen Gerichten hatten. Die weltlichen Gerichte 
gestanden ihnen eine solche nicht zu, im Gegenteil, verlangten 
für den Beweis der Geburt stets unverfängliche Zeugen. Die rein 
kirchlichen Register büssten daher in ganz kurzer Zeit jegliches 
Interesse ein und wurden erst dann wieder sorgfaltiger behütet, 
als mit den Jahren ihr historischer Wert sich geltend machte. 

3) Dändliker, Geschichte der Schweiz II, 505. — Im grossen 
und ganzen waren aber die protestantischen Pfarrer, trotzdem 
ihre Register zivilprozessrechtliche Beweisprivilegien besassen, 
keineswegs sorgfältiger in der Aufbewahrung derselben, als ihre 
katholischen Kollegen. Die vielen und manchmal scharfen Er­
neuerungen der bernischen Predigerordnungen reden in dieser Hin­
sicht eine deutliche Sprache. Auch die Juratenberichte der Vene­
rable classe ou Compagnie des Pasteurs des Kantons Neuenburg 
aus dem Ende des 17. und Anfang des 18. Jahrhunderts erzählen 
schon von „vieux registres disparus". 

4) Die „Totbücher", die in der bernischen Geschichte er­
wähnt werden (Sp. b. o. G. N. 435, 444, P. 499, 561) waren nicht 
Register über Todesfälle, sondern Rodel, in die die Verbannten, 
bezw. diejenigen, die ihre bürgerlichen Rechte verloren hatten, 
eingetragen wurden. 

Ehe- und Totenregister im heutigen Sinne des Wortes hatten 
für die damalige Kirche keinen Zweck. Aus der Ehe einzelner 
Kirchgenossen erwuchsen ihr keine Rechte und diejenigen, die ihr 
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Soviel sich erkennen lässt, enthalten sie die Taufen 
aller im Kirchensprengel geborenen christlichen Kinder, 
von Reich und Arm, wie dies auch schon aus der 
klaren Weisung des Erzbischofes von Besançon zu 
schliessen ist. Ein Unterschied im Stande der betei­
ligten Personen ist höchstens in der mehr oder weniger 
blühenden Passung des Eintrages zu bemerken 1). 

Hingegen sind die erhaltenen Register insofern 
unzuverlässig, als sie unregelmässig geführt sind. Jede 
Pflichtvernachlässigung, jede Abwesenheit oder Ver­
hinderung des Klerikers, dem ihre Führung oblag, 
findet ihren Ausdruck in Lücken, die nicht auszu­
füllen sind und deren Grösse auch nicht immer mit 
Sicherheit zu erkennen ist. Manchmal betreffen sie 
nur einzelne vernachlässigte Einträge2) oft aber ver­
breiten sie sich über längere Zeiträume, so dass für 
statistische Zwecke diese ältesten Register nur mit 
Vorsicht zu benützen sind3). 

von Todeswegen zufielen, konnten durch andere Mittel bewiesen 
werden, z. B. durch die Jahrzeitbücher, welche, obschon sie nur 
die gestifteten Jahrzeiten enthielten, für die heutige Geschichts­
forschung oft das einzige Hülfsmittel sind zur Bestimmung des 
Todestages (seltener des Todesjahres) markanter Persönlichkeiten 
der vorreformatorischen Zeit. 

*) Wie der Glanz des Namens gewisser Persönlichkeiten die 
Führung der Register beeinträchtigen konnte, zeigt ein Eintrag 
des Taufrodels von Pruntrut vom Jahre 1540, wo, geblendet durch 
die soziale Stellung der Zeugen, der Vikar vergass, sowohl den 
Namen des Täuflings als seiner Eltern einzutragen; der Eintrag 
lautet : „Tympanum siue (sine ?) Nola, sedum post grandissimum 
baptü fuit in porrêtr. Cujus susceptor fuit illustrissimus princeps 
ac Bas. E., Philippus A. Gondesheym. Susceptrices Agata uxor 
Nobilis scutiferi ErasmiSigelman tunc castellani et Barbara uxor 
consultissimi viri Doctoris Lucae Klett cancellarii supradicti prin-
cipis. princeps obtulit scutum aureum. susceptrices (6) capita ar­
gentea sive testones (?) Hoc actum est die Luna3 24 may. Bapti-
zauit J. Bruy tunc vicarius." 

Am Rande des Eintrages ist von anderer Hand bemerkt : 
„Vocatur Barbara = Agata. 1540. Qui fecerunt Vocabantur Mgr. 
Joannes et Nycholaus Choulot Bandelarius dicti loci porrêt." 

2) Vgl. die Abbildung der ersten Seite des Pruntruter Rodels, 
die schon nach der ersten Eintragung eine grössere Lücke auf­
weist, welche bestimmt war, wenigstens 5 oder 6 Taufeinträge 
aufzunehmen. 

3) Die Zahl der Einträge für die ersten 75 Jahre beträgt 
im Pruntruter Taufrodel : 

für 

ti 

n 

11 

11 

11 

n 

r> 

11 

r> 

n 

1481 -
1482 -
1483 -
1484 -
1485 -
1486 -
1487 -
1488 -
1489 -
1490 -
1491 -

- 1 
- 57 
- 61 
- 70 
- 49 
- 57 
- 47 
- 52 
- 52 
- 40 
- 44 

für 

n 

n 

ii 

ii 

ii 

ii 

n 

ii 

n 

1492 — 34 
1493 — 29* 
1494 — 29 
1495 — 39* 
1496 — 24* 
1497 — 25* 
1498 — 39 
1499 — 36 
1500 — 17* 
Lücke bis 
1538 — 61 

für 

71 

11 

11 

11 

11 

11 

T) 

T) 

1539 — 69 
1540 — 48* 

Lücke bis 
1542 — 13* 
1543 — 11* 
1544 — 13* 
1545 — 7* 
1546 — 8* 
1547 — 7* 
1548 — 9* 

Lücke bis 

Ordentlicherweise wurde der Taufrodel ausschliess­
lich von einem bestimmten Kleriker, im Falle des 
Pruntruter Rodels vom Vikar geführt. Wurde eine 
Taufe von einem Kleriker vorgenommen, der nicht 
mit der Führung des Taufrodels beauftragt war, so 
wurde sie auf besonderen Bogen verzeichnet, die her­
nach in das Taufregister übergetragen werden sollten. 
Oft wurde dies unterlassen und daher mögen sich die 
vielen und auffälligen Lücken des Registers erklären. 
Bestenfalls wurden die losen Bogen in das Original -
register eingeheftet, wie wir solche an verschiedenen 
Orten des Pruntruterregisters finden, manchmal an 
ihrem chronologischen Platze, manchmal aber auch 
anderswo. 

Die Angaben der Taufregister jener Zeit beschränk­
ten sich in der Regel auf den Vornamen des Kindes, 
den Familien- und Vornamen des Vaters, den Vor­
namen der Mutter, den Tag der Taufe, manchmal und 
gewöhnlich, wenn er mit dem Tauftage zusammenfiel, 
den Geburtstag des Kindes und die Namen der Tauf­
zeugen. Meistens, aber nicht immer, wurde sowohl 
im Pruntruter als im Basler Rodel angegeben, ob die 
Mutter auch die Ehefrau des Vaters gewesen, wodurch 
die eheliche Stellung des Kindes gekennzeichnet wurde. 
Uneheliche Kinder wurden auch durch gewisse Zeichen 
besonders kenntlich gemacht, als solches war das 
Händchen SBT* beliebt. 

Die Zahl der Taufzeugen betrug in Pruntrut ge­
wöhnlich zwei, ein Mann und eine Frau, bei ausser­
ordentlichen Anlässen mehrere, in Klein-Basel drei, 
bei Knaben zwei Männer und eine Frau, bei Mädchen 
zwei Frauen und ein Mann. 

Eheregister wurden vor der Reformation kaum 
geführt. Sie waren auch vom damaligen katholischen 
Standpunkte aus nicht notwendig, da der Bestand einer 
Ehe von einer priesterlichen bezw. kirchlichen Hand­
lung unabhängig war und nur auf dem gegenseitigen 
Konsens der Ehegatten beruhte, doch findet sich ein 
solches schon vor aus Stammheim, beginnend mit 1524. 

Auch für Totenregister, in dem Sinne, dass darin 
der Tod, d. h. das Erlöschen eines Rechtssubjektes 
festgestellt wurde, war auch noch kein Bedürfnis vor­
handen. 

für 1550 — 35* für 1553 — 48* 
„ 1551 - 14* „ 1554 — 34 * = lückenhaft 

Lücke bis „ 1555 — 25 

Bis in die 1570er Jahre ist im Pruntruter Rodel noch nach dem 
Stile von Besançon gerechnet, nach welchem das Jahr mit Ostern 
anfing. 1569 findet man zuerst eine vereinzelte Eintragung, der 
später dann andere folgten, nach dem „stilum Romanum", nach 
welchem der Jahresanfang vom 1. Januar an gerechnet wurde 
(Giry, manuel de diplomatique, pag. 120/121). Allgemein wurde, 
dieser Stil im Pruntruter Rodel erst vom Jahre 1575 an. 
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B. Die nachreformatorische Zeit bis 
zur Helvetik, 

1. Protestantische Kantone. 
Die Priorität für Neuordnungen auf dem Gebiete 

der Führung der Kirchenregister gehört den prote­
stantischen Orten. 

Eine der ersten Sorgen der die Reformation der 
Kirche betreibenden Faktoren war es, die Führung 
von Kirchen- bezw. Personenstandsregistern einheitlich 
für das souverräne Staatsgebiet vorzuschreiben. So 
waren es vorzüglich die drei Leutpriester am Gross­
münster von Zürich, die vom Rate ihrer Stadt am 
30. Mai 1526 die Erlaubnis verlangten, „die namen 
der kindern, so getauft werden, ouch ihrer vättern 
und deren, die sie hebend, namen aufzuschreiben, des-
glichen ouch deren, die ir e mit dem kilchgang öffnend". 

Der Rat entsprach diesem Begehren, ging sogar 
noch weiter und schrieb sämtlichen Pfarrern des 
Kantons die Führung von Tauf- und Eheregistern vor 1). 
Wie aus der Begründung des Antrages der Leutpriester 
hervorgeht2), war für die Führung dieser Register 
nicht einzig mehr der Beweggrund massgebend, der 
die Haltung der bisherigen Taufregister veranlasst 
hatte, die Notwendigkeit, den personellen Bestand der 
Kirche festzustellen. Als nunmehriger summus episcopus 
hatte die Landesobrigkeit nach der Auffassung der 
damaligen Zeit zwar auch diese Aufgabe. Daneben 
kam aber schon ein öffentlich-rechtliches Moment zum 
Ausdrucke, das dem Begriffe der Landesobrigkeit als 
weltlichen prinzipis entsprang und bezweckte den 
Stand der einzelnen Person festzustellen, um an Hand 
der Register und der aus ihnen erstellten Auszüge 
auf gesetzliche "Weise den Familienstand und das 
Alter der Eingetragenen, im Interesse des Staates und 
des Einzelnen beweisen zu können. 

Vom Augenblicke an, wo dieser Zweck den staat­
lichen Yorschriften über Führung von Personenstands­
registern zugrunde gelegt wurde, hörten diese auf, rein 
kirchliche Register zu sein, sie wurden zu bürgerlichen 
Registern, auch wenn sie von kirchlichen Organen 
weiter geführt wurden und in deren tatsächlichem Be­
sitze verblieben. Wir nennen sie in der Folge bürger­
lich-kirchliche Register. 

Das Vorgehen Zürichs fand bald in andern Kan­
tonen, die die Reformation angenommen hatten, Nach-

l) Aktensammlung der zürch. Ref.-Gesch., Nr. 982. — Farner, 
]. c. 177. — Egli, Zwingliana I, pag. 87. 

Vereinzelt sind Eheregister auch schon früher geführt wor­
den, wie dasjenige aus Stammheim, beginnend mit 1524, beweist. 
Vgl. Farner, ibid. 193. 

3) Famer, ibid pag. 177. 

ahmung, so namentlich in Bern, 1528 l) und in Neuen­
bürg 1541 2) ; so dass gegen die Mitte des XVI. Jahr­
hunderts in den protestantischen Gemeinden durchweg 
Tauf- und Eheregister vorhanden waren. 

Da es sich bei der Dekretierung der Haltung von 
Personenstandsregistern eigentlich nur darum handelte, 
einesteils die bis dahin schon vorhandenen Taufregister 
weiter zu führen, andernteils in den neu eingeführten 
(Ehe-) Registern, die vom Pfarrer vorgenommene Ehe­
einsegnung festzulegen, so war es natürlich, dass die 
Pfarrer in erster Linie als Registerführer in Betracht 
kommen mussten. Sie waren unter den damaligen Ver­
hältnissen ohne Zweifel auch die geeignetesten Persön­
lichkeiten dazu. 

Die Vorschriften darüber finden sich denn auch 
in den für die Pfarrer erlassenen allgemeinen Vor­
schriften über ihre Obliegenheiten, den Predikanten-
ordnungen. 

Bei der grossen Zahl von Kirchgemeinden, und 
der Verschiedenheit der Charaktere der Registerführer 
ist es nicht zu verwundern, dass nicht allerorts die 
Register in der Weise gehalten wurden, wie dies dem 
staatlichen Zwecke entsprach. Individuelle Auffassung, 
öfters auch Nachlässigkeit Einzelner veranlasste von 
Zeit zu Zeit die Obrigkeiten, die bestehenden Vor­
schriften zu erneuern, bezw. zu ergänzen 3). Die Form 
in welchen diese Erneuerungen erfolgte, nimmt meist 
keinen Bezug auf die früheren Erlässe in derselben 
Materie, so dass man, ohne Kenntnis der letztem 
glauben könnte, die neue Verordnung hätte die Personen­
standsregister erst eingeführt. Es scheint diese Art 
der Formulierung von Erneuerungsvorschriften alther­
gebrachter Gebrauch gewesen zu sein, so dass es vor­
sichtig sein dürfte, auch die früheren Diozesanbeschlüsse, 
welche Personenstandsregister zum ersten Male er­
wähnen, nicht dahin auszulegen, dass sie sie erst ein­
geführt haben 4). 

Dem Inhalte nach, waren die Vorschriften allge­
mein dahin gerichtet, dass die Taufen und Ehen auf­
gezeichnet werden sollten. Was alles in den Eintrag 
aufgenommen werden sollte, war dem Ermessen der 
Regi s ter führ er überlassen. Es ist nun, wie schon an-

*) Vgl. Anhang sub Bern. 
2) Die Articles concernant la réformation de l'Eglise de Neuf-

châtel enthalten folgende Verfügung: 
„Entendons que le baptesme des enfans ne se doit faire 

qu'à l'heure de la prédication Et que les noms des enfans 
qu'on baptizera se doivent enregistrer le jour escrivant et l'an de 
baptesme..." 

Die Führung von Ehe- oder Todesregistern war darin nicht 
vorgeschrieben. 

s) Für die Einzelheiten vgl. z. B. Zürich und Bern im Anhang. 
4) Vgl. die Weisung des Bischofs von Sitten, Walter von 

öupersaxo von 1460, pag. 2. 
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gedeutet, bemerkenswert, dass die Einträge in den 
altern protestantischen Taufregistern unter sich viel 
gleichmäs8iger sind und mit denjenigen der vorreforma-
torischen Register eine nicht zu verkennende Ver­
wandtschaft zeigen, während bei den Einträgen in den 
Eheregistern die allergrössten Verschiedenheiten be­
stehen. 

Die Taufregistereinträge geben, mit wenigen Aus­
nahmen, den Namen des Kindes und seines Vaters, 
oft auch den der Mutter, den Tag der Taufe und die 
Taufzeugen an. 

Die Eheregistcr begnügen sich ausser dem Datum 
des „Kirchganges" nur den Namen der Eheleute an­
zugeben; einige geben etwa noch den Wohnort des 
Bräutigams an, wieder andere erwähnen die Abstam­
mung der Brautleute und nur wenige verfahren, wie 
dies z. B. die Vorschriften des Rituale Romanum ver­
langen, in der Weise, dass sie nebst allen diesen An­
gaben auch noch die erfolgte Verkündung und die 
Trauzeugen erwähnen; sie bilden somit eine Muster­
karte der verschiedenen denkbaren tabellarischen und 
protokollarischen Formen. 

Diese Verschiedenheit in der Passung der Ehe­
einträge im Gegensatz zu der relativen Gleich-
mässigkcit der Taufeinträge scheint ebenfalls darauf 
schliesen zu lassen, dass die Taufregister seit langem 
bekannt waren, so dass sich eine Übung in der 
Führung derselben herausbilden konnte, während dies 
bei den neugeschaffenen Eheregistern nicht der Fall war. 

Der Umstand, dass aus dem Reformationsjahr­
hundert nur so wenige Zivilstandsregister mehr vor­
handen sind, darf daher keineswegs dahin ausgelegt 
werden, als ob die vorgeschriebenen Register nicht 
geführt worden wären und deshalb die so zahlreichen 
Erneuerungsvorschriften nötig geworden wären. Ein­
zelne Verumständungen weisen denn auch des be­
stimmtesten daraufhin, dass ältere Taufregister existiert 
haben müssen und später zufällig oder absichtlich zerstört 
worden sind. Anders lässt sich z. B. die Tatsache nicht 
erklären, dass die Tauf- und Eherodel der Münsterge­
meinde in Bern erst mit dem Jahre 1530 beginnen, 
während das Berner Taufbüchlein schon 1528 die 
Führung derselben vorschrieb. Es ist nicht anzunehmen, 
dass der Rat von Bern in seiner Hauptstadt und unter 
seinen Augen eine solche Missachtung seiner Reforma­
tionsvorschriften geduldet hätte, die er bekanntlich 
sonst mit ziemlicher Strenge zur Ausführung brachte, 
abgesehen davon, dass die Pfarrer am Münster zu den 
eifrigsten Reformatoren gehörten und sie selber wohl 
als die Autoren der nämlichen Vorschriften anzusehen 
sind, welche sie dann angeblich missachtet haben 
sollen. Anderseits lässt die Sorgfalt, die sonst den 

bernischen Archivalien durchwegs zuteil worden ist, 
auch nicht annehmen, dass die früheren Register ein­
fach verloren gegangen sind. Wenn nun die Tauf­
und Eheeinträge von 1528—1530 fehlen, so bleibt 
demnach nur die andere Alternative übrig, dass sie 
absichtlich vernichtet wurden, und dies lässt sich auf 
natürliche Weise nur damit erklären, dass sie in den 
vor der Reformation im Gebrauch gewesenen kirch­
lichen Registern eingetragen worden waren, die dann 
dem Purismus der Zeit zum Opfer fielen. Wie den 
Registern in der Hauptstadt, so wird es auch den 
Registern der Landgemeinden ergangen sein, wo wohl 
schon aus Sparsamkeitsrücksichten die alten Register 
weiter benutzt worden waren. 

Wir dürfen daher mit Zuversicht nicht nur an­
nehmen, dass Tauf- und Eheregister bei Beginn der 
Reformation und auf Grund der diese betreffenden 
Edikte geführt worden sind x), sondern dass die Tauf­
register wenigstens allgemein vor der Reformation 
schon bestanden haben, aber vernichtet worden oder 
sonst untergegangen sind. 

Die so häufigen Erneuerungsvorschriften hingegen 
wurden durch die Nachlässigkeit einzelner Register-
iührer veranlasst und dürfen nicht zu eng mit dem 
allgemeinen Fehlen von Registern in Zusammenhang 
gebracht werden, denn die nämlichen Erneuerungs­
vorschriften wurden auch noch zu einer Zeit erlassen, 
für welche die Register noch jetzt fast vollzählig er­
halten sind. 

Zwei Jahrhunderte ungefähr blieb die Zivilstands-
registerführung, so wie sie durch die Reformations­
edikte geschaffen worden war: allgemeine Verpflich­
tung der Pfarrer, Tauf- und Eheregister zu führen, 
ohne besondere Anleitung über den Inhalt der Re­
gistereinträge. Wohl bestanden rudimentäre Vorschriften 
(z. B. in Kanzel- und Agendbüchlcin Berns) oder 
wurden solche noch erlassen (Zürich, Prcdikanten-
ordnung von 1655), allein sie waren untergeordneter 
Natur und liessen den Pfarrern völligen Spiçlraum, 
was sie in ihre Einträge aufnehmen wollten und was 
nicht. 

Diesen (von den Pfarrern geführten) bürgerlichen 
Registern kam, dem Zwecke entsprechend, dass man 
aus ihnen das Alter und die Abstammung einer Person und 
den Bestand einer Ehe nachweisen könne2), Authentizität 
zu, was bei den früheren Registern nicht der Fall 

*) Ausnahmen natürlich vorbehalteu. Die Visitationsberichte 
der Juraten bezw. Visitatoren in Zürich und Bern lassen keinen 
Zweifel darüber, dass einzelne Pfarrer überhaupt keine oder die 
vorhandenen Register mit der grössten Nachlässigkeit führten. 

2) Vgl. Zürich im Anhang, pag. 25, und Bern^ im Anhang, 
pag. 27, 
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gewesen war1). Zwar war dies nirgends direkt aus­
gesprochen, aber es war allgemeiner Gerichtsgebrauch, 
die Zeugnisse über Tauf und Ehe als authentisch zu 
betrachten, sobald ihre Form nicht zu Bedenken Anlass 
gab und sie von einem, von den staatlichen Organen 
bestellten Registerführer ausgefertigt worden waren2). 

Die Leichtigkeit, mit der nunmehr der Zivilstand 
mit bezug auf Alter und Ehe festgestellt werden 
konnte, mag nun der Grund gewesen sein, dass nach 
und nach, anscheinend ohne bestimmte obrigkeitliche 
Yorschriften, die Pfarrer anfingen, auch Totenregister 
zu führen. Staatlich wurden sie erst im XVIII. Jahr­
hundert (in den bernerischen Landen 1719 bezw. 1727, 
im Kanton Zürich und dessen reformatorischen Inter­
essensphäre im Jahre 1758) eingeführt. 

Der gleichen Zeit gehörte auch der Erlass ge­
nauerer Bestimmungen über die Führung der Zivil­
standsregister im Kanton Bern an. So weit es der 
Bann der früheren Kirchlichkeit der Register zuliess 
und die praktischen Verhältnisse dies verlangten, wurde 
den Pfarrern vorgeschrieben, welche Angaben ein 
Tauf-, Ehe- oder Todeseintrag enthalten soll3). Es 
war dies nicht eben viel, doch wurde damit eine 
grössere Homogenität der Register erreicht. 

So blieben die Yerhältnisse, bis die Folgen der 
französischen Revolution auch in der Schweiz die bis­
herige staatliche Ordnung umstürzte. 

Das System der Personenstandsregisterführung in 
den protestantischen Kantonen war demnach dasjenige 
der unter staatlicher Regelung aber von kirchlichen 
Funktionären gehaltenen Personenstandsmatrikeln, von 
denen ein Teil bürgerlichen Charakter hatte, aber 
auch kirchlichen Zwecken diente (Tauf-, Ehe-, Toten-
rödel, zum Teil auch die Verkündrödel), während ein­
zelne, wie die Kommunikantenrödel nur für letztere 
in Betracht kamen. 

2. Katholische Kantone. 
In den katholischen Kantonen blieb für die Periode 

bis zur Helvetik die Personenregisterführung, die bis­
herige, d. h. rein kirchliche auf Grund der Bedürfnisse 
der Kirche. 

Für sie kommen daher fast ausschliesslich Yor­
schriften der kirchlichen Organe in Betracht. 

*) Dieser Umstand mag auch beigetragen haben, dass die 
vorreformatorischen Register so leichterdings zerstört, vernichtet 
worden oder verloren gegangen sind. 

2) Internationale, ja selbst interkantonale Verhältnisse spielten 
damals noch eine untergeordnete Rolle. 

3) Vgl. Bern im Anhang. Eine nicht unwesentliche Neue­
rung war die Vorschrift, dass die Register fortlaufend paginiert 
werden sollten, was bis dahin nicht der Fall gewesen war, und 
Grund zu schwerwiegenden Unzukömmlichkeiten gegeben hatte. 

Während früher die kirchliche Zentralgewalt innere 
Organisationsangelegenheiten, wie die Führung von 
Kirchenregistern der Initiative der Diözesen überlassen 
hatte, erlies8 nun das Konzil von Trient 1563 die 
ersten für das Gesamtgebiet der Kirche verbindlichen 
Yorschriften über diese Materie. 

In seiner 24. Sitzung (vom 11. November 1563) 
bestimmte es betreffs der Taufen, dass der Pfarrer die 
Namen der Täuflinge und ihrer Paten in ein Tauf-
register eintrage l) und betreffs der Ehe, dass er ein 
Eheregister führen sollte, in welches die Namen der 
Eheleute und der Zeugen, sowie Tag und Ort des 
Eheabschlusses einzutragen waren2). 

Über Todesbücher verfügte das Konzil nichts ; sie 
wurden teils durch Partikular Synodalbeschlüsse (der 
früheste mir bekannte ist der der Augsburger Synode 
von 1567), teils auf Grund des Rituale Romanum des 
Papstes Paul V. von 1614 eingeführt. 

Gänzlich ausgeschaltet war der Einfluss des Staates 
auf die Personenstandsregisterführung auch in den 
katholischen Ländern nicht. Wenigstens nicht im 
XVI. Jahrhundert. 

In dem (staatsrechtlichen) Vorkommnis zwischen 
Karl Borromœus und Uri, Schwyz und Nidwaiden, 
betreffend Peformen in den Herrschaften Leventina, 
Blenio, Riviera und Beilenz von 1567 wurde den 
Pfarrern vorgeschrieben, Tauf- und Ehebücher zu 
führen3). 

Der Rat von Solothurn beschloss am 23. Februar 
1580 Tauf- und Ehebücher einrichten zu lassen und 
erliess zu diesem Behufc am 1. Juni 1580 ein Mandat 
zu Händen der Pfarrer an alle Vögte der Landschaft4). 

Und im Kanton Luzern bestätigte der Rat aus­
drücklich das Reformdekret, das der Nuntius Joh. 
Franz Bonhomini für den luzernischen Klerus am 
7. Dezember 1580 erliess und in welchem dieser ver­
halten wurde, drei Register zu führen, „darin sy 
underschiedenlicher Wyse die Kind, so getouft vnd 
derselbigen Geburtstag Gotti vnd Gotten vnd die ver-
mächleten Eelüt samt den Zügen ynschrybent5)." 

*) Sess. 24, cap. 2 de ref. : „Parochus antequam ad baptisi-
num conferendum accédât, diligenter ab iis, ad quos spectabit, 
sciscitetur, quam vel quos elegerint ut baptizatum de sacro fonte 
suscipiant et eum vel eos tantum ad il lud suscipiendum admittat 
et in libro eoruin nomina describat doceatque eos, quam cogna-
tionem contraxerint ne ignorantia ulla excusari va l ea t . . . " 

2) Sess. 24, Ctàp. 1 de ref. : „Habeat parochus librum in quo 
conjugem et testium nomina diemque et locum contracti matri­
monii describat, quam diligenter apud se cus todire t . . . 

8) Ed. Wymann, die lithurgischen Taufsitten in der Diözese 
Konstanz, Gfr. LX. 144. 

4) Ibidem 145. 
5) Ähnliche Beispiele dürften sich noch mehr finden. 
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Wahrend das Tridentiüer Konzil nur das Prinzip, 
Tauf- und Eheregister zu führen, aufgestellt, die Aus­
führung derselben aber wieder den Pròvinzialsynoden 
überlassen hatte (Diözesanstatuten von Konstanz von 
1567 und 1609, Obsequiale Ecclesie und Diocesis Con-
stantiensis von 1597, Diözesanstatuten von Chur von 
1605, von Besançon 1571)*), so gab das Rituale Borna-
num2) genaue Anleitung, wie die Einträge in den 
verschiedenen Kirchenregistern (u. a. Tauf-, Kommuni­
kanten-, Ehe- und Totenregister) abzufassen waren8), 
wofür es ausführliche Musterbeispiele4) enthielt. Auf 
dem Rituale Romanum beruhen die einschlägigen An­
gaben der Diözesanstatuten von Sitten von 1626 und 
von Lausanne 1665, sowie die seitherige kirchliche 
Registerführung der katholischen Kirche bis zur Staats­
umwälzung von 1798. Es ist nicht zu verkennen, dass 
dank dieser einheitlichen, für die grosse Mehrzahl der 
Eintragungen in damaliger Zeit ausreichender Muster­
beispiele die kirchlichen Personenstandsregister recht 
gleichmä88ig und so viel ersichtlich, zuverlässig geführt 
sind, so dass sie den (kirchlichen) Zwecken, für welche 
sie errichtet wurden, ohne Zweifel völlig entsprachen. 
Die ebenfalls kirchliche Aufsicht sicherte die Beobach­
tung der bestehenden Vorschriften in ausreichendem 

. Masse. Aus einzelnen Registern geht z. B. hervor, 
dass der Visitator sich nicht nur begnügte, im Register 

*) In den Achtzigerjahren des 16. Jahrhunderts muss eine be­
sondere Verfügung ebenfalls in der Diözese Basel ergangen sein, 
denn das Registrum nuptiarum von Saignelégier von 1584 erwähnt 
ausdrücklich, jussu Reuerendissimi ac Illustrissimi principis D. 
Dni. Jacobi Christophori Episcopi Basiliensis eingeführt worden 
zu sein. 

Für die Führung des Eheregisters von Pruntrut beruft sich 
dies ebenfalls auf eine ordinatio Reuerendissimi Episcopi 
nuncii et visitatoris Apostolici et Legati a Latere illustrissimi 
(zwischen den Zeilen Anno 1580, 18. Septembris) et postea illus­
trissimi Dni. Claudii A Bauma S R E presbiteri cardinalis in sy-
nodo prouinciali Bisunta Decima maji Anno Dni. mllo. quinqua­
gesimo octuagesimo primo. 

2) Rituale Romanum Pauli V. Pont. Max. iussu editum Romse 
et Comi MDCXV. 

3) Bituale Romanum, am Schlüsse, p. 228 : Formulae scri-
bendse in libris habendis apud Parochos, ut infra notatur. 

Liber Baptizatorum habeatur in Ecclesiis in quibus confer tur 
Baptisma. 

Liber Confirmatorum habeatur in Ecclesiis in quibus con-
fertur Chrisma. 

Liber matrimoniorum, 
Liber status animarum, 
Liber Defunctorum habeatur etiam in 

omnibus Ecclesiis in quibus Defuncti 
sepeliuntur. 

Aduertat in primus Parochus, ut in libris tarn Baptizatorum 
et Confirmatorum, quam Matrimoniorum et Defunctorum exprimât 
semper non sol em nomen personarum, quae ibi nominantur sed 
etiam iamiliam. 

4) Siehe nebenan. 

Hi très habeantur a 
quolibet Parocho. 

die Visitation zu bescheinigen, sondern dass er dabei 
Anlass nahm, bestehende Übelstände zu rügen und 
auf deren Beseitigung zu dringen und Unterlassungen 
zu berichtigen 1). 

Dass in der vorliegenden Periode staatliche Er­
lasse ergangen wären, nach welchen die kirchlicher­
sei ts geführten Register und deren Auszüge vor den 
weltlichen Gerichten als authentische mit besondern 
Beweisprivilegien ausgestattete Urkunden behandelt 
werden sollten, ist nicht ersichtlich. Es ist aber bei der 
Stellung, die die Kirche in den in Betracht fallenden 
Territorien einnahm, wahrscheinlich, dass der Gerichts­
gebrauch ihnen par courtoisie die Eigenschaft der 
Authentizität zubilligte, die in den protestantischen 
Kantonen den Personenstandsregistern logischerweise 
deshalb zukam, weil sie vom Staate anbefohlen worden 
waren und unter seiner, zwar auch nur indirekten 
Aufsicht, geführt wurden. 

Wir lassen hier die vom Rituale Romanum ge­
brachten Musterbeispiele folgen: 

Forma describendi Baptizatos in primo libro. 

Anno Domin i . . . die . . . Mensis . . . Ego N Paro­
chus hujus Ecclesia S N" civitatis, vel loci ET, bapti-
zaui in fontem die . . . natum, vel natam ex N et N 
coniugibus huius K" Parochise S N et ex tali patria et 
familia cui impositum est nomen N. Patrini fuerunt 
1ST filius N ex Parochia, seu loco A et N coninx N 
filia H" ex Parochia seu loco N. 

*) Erster Taufrodel von Pruntrut. 
Aus einem im ehemaligen fürstbischöfiichen baslerischen 

Archive erhaltenen Aktenbündel „Processus CorrectionisRegistrorum 
Baptismalium, Matrimonialium et Defunctorum in Episcopatu 
Basiliensi 1725—1790" geht hervor, dass unter der fürstbischöf­
lichen Regierung die Personenstandsregisterführung unter recht 
guter Aufsicht stund und dass die notwendigen* Veranstaitungeo 
getroffen wurden, um vorhandene Lücken auszufüllen. 

Einer Eingabe des Ph. Jg. de Poirot, Conseiller du Roy à 
Colmar, vom 7. Februar 1782, betreffend Berichtigung des Tauf­
registers von Colmar, entnehmen wir auch die nachfolgenden Ver­
fügungen über Autbewahrung der Registerdoppel im Berner Jura : 

„Je profiterai ensuite de cette occasion (rectification de re­
gistres d'état civil) pour faire exécuter dans cette province la 
déclaration de 1736 en faisant déposer tous les ans les doubles 
des registres de paroisses ou dans les greffes des ofi&cialités ou 
dans les greffes des juridictions civiles. Je sais qu'à l'exemple 
du Rmo Evêque de Strasbourg Votre Altesse (Pr.-Ev. de Bâle) 
a rendu un décret pour obliger les curés de son diocèse à faire 
ce dépôt au greffe de son officiante à Altkirch, mais pareille pré­
caution n'a pas été prise dans les parties de l'Alsace qui sont 
des diocèses de Besançon et de Spire, dailleurs il y a les luthériens, 
les calvinistes, les juifs et les anabaptistes, dont il est également 
nécessaire de constater légalement l'état en Alsace. 

Je proposerai à Messieurs du Conseil, pour éviter l'espèce 
de scandai qui pourrait résulter de la vérification par une Com­
mission des registres de la Cure catholiqne, d'ordonner en même 
temps celle des registres de la paroisse protestante " 
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Si infans non fuerit ex legitimo matrimonio natus, 
nomen saltern alterius parentis, de quo constat, scriba-
tur (omni8 tarnen infamise vitetur occasio) si vero de 
neutro constat ita scribatur: 

Baptizaui infantem cuius parentes ignorantur, na-
tum die etc. ut supra. 

Si expo8itus sit infans, exprimatur, quo die, ubi 
et a quo repertus et quot dierum verisimiliter sit et 
baptizätur sub conditione, si ignoratur fuisse baptizatum. 

Si infans domi ob imminens mortis periculum, 
baptizatus sit ita scribatur: 

Anno . . . die . . . mensis . . . Natus est N filius N 
et N coniugum etc. etc. ut supra, quem ob imminens 
mortis periculum in domo rite baptizauit N obstatrix 
probata vel N filius N ut mihi retulit N. 

Si 8upervixerit infans et ei adhibitae sint in Ec­
clesia sacrae caeremoniae, ita addatur: 

Die . . . eiusdem mensis ad Ecclesiam portatus est 
infans praedictus, ipsique ego Parochus sacras caere-
monias et preces adhibui, et JST nomen imposui. 

Si forte non Parochus, sed alius baptizauerit, id 
exprimatur. 

Si fuerit baptizatus sub conditione (si non es bapti­
zatus etc.) id pariter exprimatur. 

Forma describendi Confirmatos in secundo libro.. 

etc. etc. 

Forma describendi Coniugatos in tertio libro. 
Anno . . . die . . . mensis . . . denunciationibus prae-

missÌ8 tribus continuis diebus festiuis quarum prima 
die . . . secunda die . . . tertia die . . . inter missae Paro-
chialis 8olemnia, habita est, nulloque legitimo impedi­
mento detecto, ego N rector huius Ecclesiae Parochialis 
N, Ciuitatis, vel loci N, filium N, Parochiae S N et N 
filiam N seu relictam q. N (si vidua fuerit) huius, seu 
Parochiae S N in Ecclesia N interrogaui, eorumque 
mutuo consensu habito, solemniter per verba de proe­
senti matrimonio coniunxi, prœsentibus testibus notis 
N filio. 

N qui habitat in parochia S N et N filio N etc. 
et N filio N etc., postea eis ex ritu Sanctae Matris Ec­
clesiae (sitamen nuptias benedixerit) in Missae celebra­
tone benedixi. Si unus ex iis qui matrimonium con-
trahere voluerint, alterius Parochiae fuerit, antequam 
admittatur, Parochus, in cuius Ecclesia matrimonium 
celebrari debet denunciationum in eius Parochia rite 
factarum fidem scriptam habèat, quae esseruetur et res 
tota exprimatur hac ratione in ipsomet libro matri­
moniorum. 

Denunciationes huius matrimonii factse sunt etiam 
a Rmo D N, Parodio Ecclesiae S N sub cuius cura dic-

tus N vel dicta N habitat ut ex ipsius Parochi scritto 
seruato apud me apparet Denunciationem autem prima 
facta est die . . . secunda die . . . tertia die . . . inter 
Miss« parochialis solemnia, nullumque impedimentum 
Canonicum detectum est. 

Si autem alteruter sit diuersae dioec. testimonium 
Parochi affirmants denunciationes esse rite praestitas, 
nullius roboris censeatur, nisi ab Episcopo, vel ab eius 
Vicario Generali illius diœcesis subscriptione et sigillo 
comprobatum, et ab Episcopo, seu eius Vicario loci ubi 
contrahitur matrimonium, recognitum, sit ab eoque 
licentia contrahendi fuerit obtenta. 

Vbi vero Ordinarii concessu (quod scripto constare 
debet) denunciationes aliquae differendo aut omittendo 
interdum sint, ita no ten tur: 

Anno Domini . . . die . . . mensis . . . Denunciatio­
num una die . . . rite facta, reliquis vero dilatis post 
matrimonii celebrationem ex facultate scripto concessa 
a Reuerendiss. N seu a Vicario sub die . . . datis, etc. 
infrascripti tenoris, quam penes me seruo cum aliis 
huiu8modis facultatibus, nulloque prorsus impedimenti 
allato. Ego etc. ut supra. 

Denunciationes vero quae post contractum matri­
monium ficut, ita scribantur : Anno . . . die . . . mensis 
qui fuit Festus etc., et sequenti, qui fuit Dominicus, 
etc. eiusdem mensis Ego N. Rector huius Ecclesiae 
S N inter Missarum solemnia denunciationes habui 
matrimonij, jam praeuia opportuna dispensatione initi 
inter N et N die prima huius mensis, nullum tarnen 
Canonicum impedimentum ab aliquo allatum est, quo 
minus huiusmodi matrimonium ratum, ac firmum esse 
debeat. 

Si autem denunciationes omnes ommittendae sint, 
aut differendo ita scribatur: Denunciationibus omnibus 
omissis, vel dilatis etc. ex facultate etc. Ego Rector 
N etc. ut supra. 

Caeterum si alteri Presbytero ab Ordinario, vel a 
Parocho ipso facultas facta sit coniugendi aliquos, id 
in libro proprii Parochi adnotetur ipsius Parochi manu. 

N Presbyter, vel Capellanus Ecclesiae N de licen­
tia Reuerendissimi Episcopi N seu N eius Vicarij loci 
N aut mea quae penes me extat N filium N et N etc. 
matrimonio coniunxit etc. ut supra. Et ego N Paro­
chus N subscripsi et testor rem ita se habere. 

Quod si ex denunciationibus compertum sit, con-
iugeo aliquo consanguini ta tis aut affinitatis gradu con-
iunctos esse, nibilominus ad contrahendum fuerit cum 
ipsis apostolica auctoritate dispensatum, adnotetur gra-
dus con8anguinitatis, vel affinitatis dispensato et com­
pendium decreti super ea relati cum die et anno ac 
no tari i de ilio rogati nomine hoc modo: 

Anno Domin i . . . die . . . mensis . . . promissis de­
nunciationibus ac computo impedimento secundi, vel 

57 
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tertij, aut quarti gradus consanguinitatis vel affinitatis, 
seu alio quouis etc. inter N et N etc. obtentoque per 
eofc apostolico Sedis mandato de dispensando et cum 
eis per Reuerendissimum Episcopum N auctoritate dis­
pensato sub die . . . anno . . . ut constat ex actis notarij 
officij prodicti Episcopi eos matrimonio coniunxi, etc. 
ut in prodicta formula. 

Denunciationes autem facto in diuersis Parochiis 
sponsi videlicet, et sponso ab utroque Parocho in libro 
notari debent etiamsi matrimonium non sequatur. 

Forma describendi statum ammarimi in quarto libro. 

etc. etc. 

Forma describendi defunctos in quinto libro. 
Describatur quis et quo et cui sacramenta minis-

trauerit, quando quis mortuus fuerit, et ubi sepultus, 
quod hoc pacto fieri poterit. 

Anno . . . die. . . mensis. . . TS filius N ex loco N 
otatis N (si hace sciri possunt) in domo ÌS in com-
munione Sancto Matris ecclesio animam Deo reddidit 
cuius corpus die . . . sepultum est in Ecclesia S N mihi 
N vel TS confessano probato confessus die . . . Sanc-
tÌ88Ìmoque viatico refectus die . . . et sacri Olei unctionc 
roboratus etiam per me die . . . 

Laus. Deo virginique Matri Mario/ Amen. 

C. Helvetik. 

Die Einheitsbestrebungen der Helvetik1) dehnten 
sich auch auf das Zivilstandswesen aus. Im Gesetz 
vom 15. Februar 1799 über die Munizipalitäten und 
Gemeindeverwaltungen2) wurden die Munizipalitäten 
(Einwohnergemeinden) verpflichtet, sich mit den Ge-
burts-, Sterbe- und Eheregistern der Bürger „zu be-
schäftigena, ohne jedoch die Pfarrer der Pflichten zu 
entledigen, die sie bis dahin über diese Gegenstände 
gehabt haben3). 

Eine solche unklare Bestimmung, der keine Aus­
führungsbestimmungen zur Seite stunden und die er­
kennbar nur ein tastender Versuch war, Grundsätze 

*) Die „République helvétique une et indivisible" umfasste 
erst in 23 dann 19 Kantonen den heutigen Bestand der Schweiz 
ohne die bündnerischen Untertanenlande, das Bistum Basel, Biel 
und Genf. Neuenburg stand in staatsrechtlicher Beziehung ausser­
halb Helvetiens. Dändliker^ Geschichte der Schweiz, 3. Aufl.. III, 
p. 367 ff. 

*) IV. Abschnitt, § 54. 
s) J. Strickler, Aktensammlung aus der Zeit der helvetischen 

Republik, Bd. IU, p. 1163. 

der französischen Gesetzgebung *) hier einzupflanzen, 
ohne an den hergebrachten Verhältnissen viel zu 
ändern, musste notwendigerweise nicht nur ein toter 
Buchstabe bleiben, sondern eine heillose Verwirrung 
schaffen. 

Diese Hess auch nicht lange auf sich warten. 
Schon am 20. Januar 1801 sah sich der helvetische 
Vollziehungsrat genötigt, „in Betracht, dass die Ge-
burts-, Sterbe- und Eheregister, wegen Unterlassung 
der zum Einschreiben nötigen Anzeigen hin und wieder 
(?) von den Pfarrgeistlichen nur unvollständig geführt 
werden, dass das Gesetz vom 15. Hornung 1799, ob­
gleich es die Besorgung (?) dieser Register unter 
die Verrichtungen (!) der Munizipalitäten zählt, die 
Pfarrgeistlichen ihrer daherigen Pflichten keineswegs 
entledigt, dass vielmehr die ordentliche und genaue 
Pestsetzung der bürgerlichen Register von Seiten der 
Pfarrgeistlichen um so nötiger wird, je unvollkom­
mener dieselben bei der gegenwärtigen Einrichtung 
der Munizipalitätsbehörden geführt werden"2) den 
ganzen Grundsatz des Gesetzes von 1799 preiszugeben 
und die Führung der Zivilstandsregister wieder den 
Pfarrgeistlichen .„unter ihrer eigenen Verantwortlich­
keit" zu übertragen. 

In Übereinstimmung damit wurde jedermann ver­
pflichtet, die Verehelichungs-, Geburts- und Sterbefälle, 
die ihn oder die Seinigen (!) betreffen, den Pfarr­
geistlichen seines Wohnortes, sowie auch denjenigen 

1) In der französischen Verfassung vom 3. September 1791 
Titel II, Art. 1, war bestimmt, dass die Gesetzgebungsgewalt für 
sämtliche Einwohner ohne Ausnahme die Art und Weise festzu­
stellen habe, in welcher die Geburten, Ehen und Todesfälle fest­
zustellen seien und dass sie die öffentlichen Beamten zu be­
zeichnen habe, die die Zivilstands vorfalle zu beurkunden und die 
Urkunden darüber zu verwahren haben. 

Die Ausführungsbestimmungen dazu finden sich im Dekret 
vom 20. September 1792, welches die Feststellung und Beur­
kundung des Zivilstandes den Munizipalitäten übertrug. Die 
Funktionen des Zivilstandsbeamten übte ein oder mehrere von 
den „Conseils généraux" aus ihrer Mitte gewählten Mitglieder aus. 

Erst mit Gesetz vom 28. pluviôse, an VIII (17. Februar 1800), 
wurde die Funktion des officier de l'Etat civil den Maires (Bürger­
meistern der Gemeinden) und ihren Adjunkten übertragen, wie 
dies noch heute in Frankreich der Fall ist. (Vgl. Actes de l'état 
civil, par A. Blanchet, Caèn 1867, p. 130 u. ff.) 

2) Strickler, Aktensammlung, Bd. VII, p. 587. 
Dass aber nicht die Einrichtung der Munizipalitäten, sondern 

die unselbständige Art der Gesetzgebung und der Mangel an Mut, 
als richtig erkannte „Grundsätze" konsequent durchzuführen, an 
der Verirrung schuld sind, die in der helvetischen Republik die 
Zivilstandsregisterführung lahm legte, beweisen die geradezu 
musterhaft geführten Standesregister auch kleinster Gemeinden, 
in dem Bestandteil der fränkischen Republik gewordenen Teile 
des heutigen bernischen Juras. Allerdings besassen die dortigen 
Behörden das Gesetz vom 20. September 1792, das ihnen die 
nötige, klare und unmissverständliche Anleitung für ihre amtlichen 
Handlungen gab. 
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seines Heimatortes zur Einschreibung anzuzeigen. Die 
von den Pfarrgeistlichen geführten Register sollten, 
„wie bis dahin", über den bürgerlichen (Zu-) Stand 
völlige Beweiskraft haben. Als Konzession an den 
Gedanken des Gesetzes von 1799 wurde für die Aus­
züge aus den Registern neben der Unterschrift des 
Pfarrgeistlichen diejenige des Präsidenten der Munizi­
palität verlangt, eine Bestimmung, die schon ihrer 
Umständlichkeit halber von keinem langen Bestände 
sein konnte, und die, soweit bekannt, kaum beobachtet 
wurde. 

Einzig im Kanton Waadt scheint das Gesetz von 
1799 durchgreifend ausgeführt worden zu sein1). In­
dessen wurde auch dort die Zivilstandsregisterführung 
1801 ebenfalls wieder den Pfarrern übergeben. 

[Genf das damals zu Frankreich gehörte, hatte seit 
1798 die rein bürgerliche Zivilstandsregisterführung2) 
gemäss des französischen Gesetzes vom 20. September 
1793. Es behielt dieselbe in der Folge bis 1876 bei.) 

Damit waren die Einheitsbestrebungen der einen 
und unteilbaren Republik auf dem Gebiete der Per­
sonenstandesregisterführung tatsächlich begraben und 
die Verhältnisse auf diesem Gebiete, soweit es das 
Territorium der helvetischen Republik anbelangt, wieder 
grösstenteils auf dem gleichen Standpunkte wie vor 
der Staatsumwälzung. 

D. Mediation und neueste Zeit bis 1876. 

Die in den wirren Zeiten des Beginnes des XIX. 
Jahrhunderts der Schweiz3) von Napoleon aufoktroyierte 
Mediationsakte (von 1803) stand, im Gegensatz zur 
helvetischen Verfassung, ganz auf föderativem Boden 
und stellte die Rechte der Kantone in den Vorder­
grund4). Alles, was nicht im „acte fédéral" dem Bunde 
vorbehalten war, unterstund der Gesetzgebung der 
Kantone. Und jenes war gar wenig. Denn der „acte 
fédéral" enthielt nichts, was etwa zur Förderung der 

1) Vgl. den Artikel „Etat civil" im Supplément du diction­
naire historique, géographique et statistique du canton de Vaud. 
2d e livraison, Lausanne 1887. 

2) Der Kirche war es natürlich freigestellt, für ihre Be­
dürfnisse und Zwecke daneben noch ein kirchliches Register zu 
führen. 

3) Erst 19 Kantone, die 13 alten Kantone plus St. Gallen, 
Graubünden, Aargau, Thurgau, Tessin und Waadt. 

Neuenburg stand staatsrechtlich ausserhalb der schweizerischen 
Eidgenossenschaft, Genf war französisch, ebenso Wallis (definitiv 
seit 1810). 

4) Auch schon formell, indem sie zuerst die Kantonsver-
fassuugen brachte und dann erst am Schlüsse den „acte fédéral". 

allgemeinen Wohlfahrt beizutragen vermocht hätte1). 
Er berührte daher auch die Zivilstandsregisterführung 
in keiner Weise. Zürich gab sich 1803 eine erneuerte 
Predikantenordnung2). Während diese sich ganz an 
die bisherigen Verhältnisse anschloss, brachte die in 
Bern 18093) erlassene „Verordnung über die den 
Pfarrern zu führen obliegenden Schlafbücher" eine 
Reihe von Vorschriften, die bezweckten, die Authen­
tizität der Register besser als bisher zu sichern4). 

In den Kantonen, reformiert und katholisch, beeilte 
man sich, die vor der Staatsumwälzung vorhandenen 
Verhältnisse wieder herzustellen, soweit dies überhaupt 
nötig war. 

Die durch die Mediationsakte neu geschaffenen 
Kantone, so namentlich Waadt, Aargau5) und Thurgau, 
Hessen die Standesregisterführung weiterbestehen, wie 
sie seinerzeit unter dem Einflüsse der Gesetzgebungen 
Zürichs und Berns bezw. Österreichs eingerichtet worden 
waren. An Erlassen über Zivilstandsregisterführung 
brachte die Mediationszeit (1803 bis 1815), ausser den 
schon genannten, wenige. Schaffhausen (1811)6) und 
Freiburg (1814)7) erliessen Bestimmungen, die sich aber 

*) Dändliker, Schweizergeschichte III, p. 453 ff. 
2) Zürcher Gesetze während der Mediationsperiode. I, 284 ff. 
3) Off. Ges. Sammlung. I, 185. 
4) Die Einzelheiten siehe unter „Bern" im Anhange. 
5) Aargau stund unter verwickelten Verhältnissen in bezug 

auf die Zivilstandsregisterführung. Für den früher bernischen 
Teil desselben blieben die bernischen Bestimmungen formell zwar 
nicht in Kraft, wurden aber auch nach 1803 weiter beobachtet. 
Für das österreichische Fricktal machte das allgemeine (österr.) 
bürgerliche Gesetzbuch von 1786 (namentlich § 39) Regel. Daneben 
bestund noch ein für die katholischen Gemeinden verbindliches 
bischöflich konstanzisches Ordinatszirkular betreffend die Führung 
der Tauf-, Trau- und Sterbematrikeln vom 14. Weinmonat 1802. 

6) In der Predigerordnung (Gesetzesheft V, S. 67 ff.) steht 
unter F. Geburts- und Sterberegister (sie) : 

„Die Tauf-, Ehe- und Sterberegister müssen von jedem Pre­
diger mit der äussersten Genauigkeit geführt und fortgesetzt, in 
einer lesbaren Schrift verfasst und insbesondere darauf gesehen 
werden (!), dass die oft gleichlautenden Tauf- und Geschlechts­
namen keine Verwirrung veranlassen" . . . . 

Folgen dann noch Vorschriften über Eintragung ausserehe-
licher Kinder und solcher von fremden, durchreisenden und nicht 
domizilierten Weibspersonen. 

Diese Bestimmungen waren im Kanton Schaffhausen mass­
gebend bis 1876. 

7) Constitution de la Ville et République de Fribourg, 1814, 
Titre V, 2 m e Section: Fonctions de Vadministration de Paroisse: 

A. Comme Autorité de Police. 
Art. 47. L'administration de Paroisse fait d'après les directions 

et les dispositifs des lois générales, les règlements nécessaires pour 
les objets de police locale spécialement en rapport 

g. à la tenue des registres de naissances, morts et mariages. 
Ob solche Réglemente je erlassen und das Gesetz zur Aus­

führung gebracht wurde, konnte nicht in Erfahrung gebracht 
werden. Denn im Kanton Freiburg besteht eiu Verbot des Staats-
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nicht über die in den diesbezüglichen Edikten des 
XVIII. Jahrhunderts liegenden Allgemeinheiten erhoben, 
aber immerhin die Bedeutung hatten, dass dadurch die 
Zivilstandsregisterführung ihren rein kirchlichen Cha­
rakter verlor und damit bürgerlich wurde. 

Vom übrigen, heute zur Schweiz gehörenden Ge­
biete ist einzig der Kanton Wallis zu erwähnen, 
wo infolge seiner Inkorporierung als französisches 
Département du Simplon die rein bürgerliche Standes­
registerführung (1810) eingeführt wurde. 

Hingegen fällt in diese Zeit ein Konkordat, welches, 
wenn auch indirekt, mit der Registerführung zusammen­
hängt. Im Jahre 1804/1805 *) vereinbarten sich einige 
Stände — Uri, Zürich, Glarus, Bern, Basel, Solothurn, 
Schaff hausen, Appenzell, St. Gallen, Aargau und Thurgau, 
desgleichen Zug und Graubünden (unter Vorbehalt des 
kanonischen Rechtes in den katholischen Ländern) 
und Waadt (unter Ausschluss einiger [unwesentlichen] 
Bestimmungen); Luzern behielt das Protokoll offen2), 
Schwyz, Unterwalden3), Freiburg3) und Tessin traten 
nicht bei — dahin, dass für interkantonale Ehen 
gehörig ausgefertigte und beglaubigte Verkünd- oder 
Proklamationsscheine vorgewiesen werden müssten. 
Ebenso sollten die über Kantonsfremde ausgestellten 

- Kopulationsscheine von der Regierung des Trauungs­
kantons oder der von dieser bezeichneten Behörde 
gehörig legalisiert sein. 

über die Folgen konkordatswidriger Trauungen 
(Antrag von Luzern 1808) konnte keine Einigung 
erzielt werden. 

Der Bundesvertrag von 1815, welcher die soge­
nannte Restaurationszeit (1815 bis 1830) einleitete und 
die heutige Eidgenossenschaft in ihrem territorialen 
Bestände4) begründete, war noch weniger geeignet als 
die Mediationsverfassung, einer einheitlichen Regelung 
des Zivilstandswesens zu rufen. Hingegen mehrten sich 
die Vorschriften über Zivilstandsregisterführung in den 
einzelnen Kantonen, welche bis dahin zum Teil kein 
eigenes kodifiziertes (staatliches) Recht darüber be-
sa8sen. 

rates, wonach renseignements demandés par un fonctionnaire fédé­
ral von freiburgischen Staatsbeamten diesem nicht erteilt werden 
dürfen, ohne spezielle Erlaubnis der Oberbehörden. 

Ein höfliches Schreiben des schweizerischen Justiz- und 
Polizeidepartements an die Direction de l'instruction publique et 
des archives, welches zu Händen des Verfassers um die Erlaubnis 
nachsuchte, für die ihm notwendigen Nachforschungen mit dem 
freiburgischen Staatsarchivar in Verbindung treten zu dürfen, 
blieb trotz seitheriger zweimaliger Recharge ohne Antwort! 

*) Repertorium der Abschiede der Eidgenössischen Tagsatzung 
von 1803—1813. Bd. I, p. 218, 219. 

2) Trat 1807 bei. 
8) Traten 1806 bei. 
4) Die bisherigen 19 Kantone plus Wallis, Neuenburg und Genf. 

Den Beginn machte Aargau 1816. Mit seiner auf 
bürgerlich-kirchlicher Grundlage beruhenden Verord­
nung vom 11. Dezember 1816 über Geburts-, Ehe-
und Sterberegister1) bereitete er der Vielgestaltigkeit 
der für sein Territorium geltenden Bestimmungen2) ein 
Ende. Diese Verordnung blieb in Kraft bis 1876. 

St. Gallen, dessen Sanitätskommission schon in den 
Jahren 1807 und 1811 Weisungen über die richtige 
Führung von Geburts-, Sterbe- und Ehelisten erlassen 
hatte8), die indessen in erster Linie die Bedürfnisse 
der Statistik im Auge hatten, erliess im gleichen Jahre 
(1816) ein Gesetz über Organisation der Gemeinde, 
dessen Artikel 27 bestimmte, dass der Gemeinderat 
die Geburts-, Ehe- und Sterberödel aufzubewahren 
habe, welche die Pfarrherren am Schlüsse jedes Jahres 
demselben zuzustellen oder zu ergänzen hätten, und 
dass er die Lebens-, Toten-, Heimats- und anderen 
Erwahrungsscheine auszustellen habe. 

Am 11. Mai 1827 stellte der st. gallische Kleine 
Rat allgemeine Bestimmungen über die Führung der 
Ehe-, Geburts-, Tauf- und Sterberegister auf, die vom 
1. Januar 1828 an von den Pfarrern, aber unter 
staatlich - einheitlichen Vorschriften geführt werden 
sollten. Da beide Konfessionen gegen eine Neurege­
lung der Personenstandsregister auf dieser Grundlage 
Opposition machten, so wurde die Verordnung einst­
weilen suspendiert, bevor sie in Kraft getreten war4). 

1) Vom 1. Januar 1817 an hatten alle Pfarrer neue (vom 
Staate gelieferte) Register zu beginnen. Je eines für Geburten, 
Ehen und Todesfälle, daneben einen Eheverkündigungsrodel. Ge­
burts- und Sterberegister sollten nur die in der Kirchgemeinde 
vorgekommenen Geburten und Todesfälle enthalten. Geburten, 
Todesfälle und Ehen von Ortsbürgern, die ausser der Kirchgemeinde 
stattgefunden hatten, waren in das vom Gemeinderate geführte 
Verzeichnis der Ortsbürger einzutragen. Das Eheregister wurde 
in zwei Bänden geführt. Der eine für die Ehen der männlichen 
Einwohner der Kirchgemeinde, der andere für die in der Kirche 
eingesegneten Ehen Auswärtiger. Oberaufsicht über Register­
führung stand den Oberamtmännern zu. 

Ergänzungen zu diesem Gesetze ergingen 1837 betreffend 
konfessionelle Führung und Vervollständigung der Geburts- und 
Sterberegister und betreffend Anzeige von Geburts-, Ehe- und Sterbe­
fällen der ausser der Heimatgemeinde wohnhafcen Kantonsbürger, 
sowie der Landsassen und aargauischen Heimatlosen. 1846 Kreis­
schreiben betreffend die Taufe heimatloser Kinder und die Aus­
stellung von Taufscheinen usw. an Fremde, Minderjährige und 
in Heiratsfallen, 1864 Regulativ über Inhalt, Ordnung und Beauf­
sichtigung der Pfarrarchive und 1867 Nachtragsverordnung betreffend 
die Vervollständigung der Anzeigen über Geburts- und Todesfälle. 

2) Vgl. S. 11. Anm. 5. 
3) Gefl. Mitteilung des Hrn. Dr. Henne am Rhyn, Staatsarch. 

in St. Gallen. 
4) Verordnung des Kleinen Baten vom 20. Oktober 1834 über 

die Führung der Burger-, Niederlassungs- und Aufenthaltsregister, 
die zugleich alle Ehen, Geburten und Sterbefälle enthalten sollten. 
Auf Bitten mehrerer Gemeinden wurde diesen gestattet, die alten 
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Die Waadt erliess 1816 ein Gesetz über die Obliegen-
hieten der Einwohnergeineinden *), welches diese ver­
pflichtete, neben den vom Pfarrer geführten Zivilstands­
registern auch noch solche zu führen. Im übrigen 
aber galten die Bestimmungen, die Bern im Laufe 
der Zeit für das Pays de Vaud aufgestellt hatte. 

Jenes Gesetz von 1816 wurde indes bald darauf, 
nach Inkrafttreten des Code civil vaudois von 1820, 
wieder aufgehoben durch das Gesetz über die Zivil­
standsregisterführung vom 8. Dezember 1820a), welches 
die Registerführung neuerdings ganz den Geistlichen 
übertrug, sich im übrigen aber, soweit es die dadurch 
bedingten Verhältnisse zuliessen, an das französische 
Gesetz von 1792 anlehnte. 

Basel endlich, das bis dahin die Zivilstandsregister­
führung ganz den Händen der Geistlichkeit überlassen 
hatte3), erliess 1827 eine Verordnung über die Ein­
führung doppelter Kirchenbücher4) (Geburts- und Tauf-, 
Trauungs- und Sterberegister). 

Das eine Doppel sollte durch die Geistlichen, das 
andere durch die Kommunalbehörden geführt werden. 

Diese Verordnung erfuhr im Laufe der Zeit eine 
Modifizierung durch die „nachträgliche Instruktion" von 
18456), welche verschiedene Verbesserungen brachte, 
aber an den Grundsätzen, welche die Verordnung von 
1827 enthielt, nichts änderte. 

Wallis überlie8s, sowie es mit der Restauration 
schweizerisch geworden war, die Führung der Zivil­
standsregister wieder ausschliesslich der Geistlichkeit, 
ohne dem Staate einen Einfluss darauf vorzubehalten. 

Ahnlich machte es der Kanton Bern mit dem ihm 
durch den Wiener Frieden zugefallenen Teil des Fürst­
bistums Basel. 

Für den alten Kantonsteil Berns kam im Jahre 
1824 eine neue Prediger Ordnung*) heraus, welche sich 
mit unwesentlichen Neuerungen an die Verordnung 
von 18097) anschlo8s. 

Trotzdem der Bundes vertrag von 1815 noch weni­
ger als die Mediationsakte mit Einrichtungen des 
öffentlichen Wohles sich befasste und noch in höherem 

Register fortzuführen. — Auf eine Bittschrift von Täufern hin 
erliess der Kleine Rat am 30. November 1853 eine Verordnung 
betr. Führung der Sterbelisten. 

*) Loi sur les fonctions et la compétence des conseils commu­
naux et des municipalités. Ree. des Lois, T. XIII, 1816, p. 186. 

*) Loi sur la Tenue des registres des actes de Pétat civil. 
Ree. des Lois, T. XVII, p . 267. 

3) JEs findet sich wenigstens nirgends eine frühere Verfügung 
der staatlichen Organe über diesen Gegenstand. Gefl. Mitteilung 
des Hrn. Staatsarch. Dr. A. Huber. 

4) Vom 1. März 1827, Basler Ges. Sammlung VI, p. 211. 
5) Basler Ges. Sammlung XI, p. 81. 
6) Vom 20. September 1824 (Bern. Gesetzsammlung II, 55). 
7) Vgl. S. 11. 

Masse als diese alle Gewalt in die Hände der Kantone 
legte, so konnten sich diese doch nicht den Bedürf­
nissen entziehen, welche die grössere Freizügigkeit* 
auch auf dem Gebiete des Zivilstandswesens geschaffen 
hatte. Die Lücken der Gesetzgebung, die während 
der Mediationszeit durch Konkordate so gut möglich 
geschlossen worden waren, öffneten sich wieder, als 
unter dem neuen Bundesvertrag der Weiterbestand der 
früher abgeschlossenen interkantonalen Yereinbarungen 
fraglich wurde. Die Tagsatzung ging daher schon im 
Jahre 1818 an die Revision der seit 1803 geschlosse­
nen Konkordate. Am 4. Juli 1820 nahmen dann 19 
Stände das in einigen untergeordneten Punkten modi­
fizierte Konkordat über Eheeinsegnungen und Kopu­
lationsscheine von 1807 an, mit der dringenden Ein­
ladung zum Beitritt an die 3 dissentierenden Stände1). 

In der Regenerationsperiode (1830—1848) erfolgte 
die Trennung des Kantons Basel in Basel-Stadt und 
Basel-Landschaft (1833). 

An Erlassen auf dem Gebiete des Zivilstandswesens 
war sie reicher als irgend eine der vorhergehenden 
Perioden. Die nämlichen Ursachen, welche schon dem 
Ab8chluss der Konkordate zu Grunde gelegen hatten, 
wirkten mit diesen zusammen auf die innere Gesetz­
gebung der Kantone, so dass diese, durch die Verhält­
nisse und die nicht abzuweisenden Bedürfnisse des 
gesteigerten Verkehrs gezwungen, der Beurkundung 
des Zivilstandes eingehendere Gesetze widmeten. 

Zürich übertrug im Gesetz betreffend Organisation 
des Kirchenwesens vom 25. Oktober 18312) die Aufsicht 
über die Pfarrer und damit auch über die Führung 
der Zivilstandsregister der neugeschaffenen Bezirks­
kirchenpflege und sah in § 77 desselben Gesetzes eine 
erneuerte Predikantenordnung3) vor, in welcher die 
Einzelheiten der Registerführung neu geordnet werden 
sollten. Eine solche trat aber nicht ins Leben. 

Luzern. In Ausführung der Art. 28—39 des 
bürgerlichen Gesetzbuches sah die Verordnung des 
Schulthei8sen und kleinen Rates vom 8. März 18334) 

1) Sie traten später sämtlich bei, nämlich Uri 1821, und nach 
Abänderung des Art. 2 des Konkordats (1842) Schwyz und Grau­

bünden 1843. 
Das Konkordat, welches, wie schon bemerkt, nur indirekt 

auf die Zivilstandsregisterführung Bezug hat, wurde durch ein 
nachträgliches Konkordat vom 15. Juli 1842 — zwischen Zürich, 
Bern, Luzern, Schwyz, Unterwaiden, Zug, Freiburg, Solothurn, 
Schaff hausen, Appenzell A.-Rh., St. Gallen, Thurgau, Tessin, Waadt, 
Neuenburg und Genf — das seinen Art. 2 modifizierte, vereinfacht 
(pubi, in der amtl. Ausgabe der Verfassung, Gesetze und Verord­
nungen des Kantons Appenzell A.-Rh. von 1854, p. 237). 

2) Zürich, Gesetzsammlung I, 300 ff. 
3) Sie liegt mir nur in einem Separatabzuge vor,' den Herr 

Arch.-Stellvertreter F. X. Deker die Güte hatte, mir mitzuteilen. 
4) Luzern er Gesetzsammlung H, 451. 



die Führung von bürgerlichen Standesregistern in zwei 
Doppeln vor. Das eine sollte vom Pfarrer, das andere 
(zur Kontrolle) durch den Gemeindeammann geführt 
werden1). Die Aufsicht über die Zivilstandsregister -
führung war ebenfalls in die Hände der bürgerlichen 
Behörde gelegt, indem ein besonders dazu bezeichnetes 
Mitglied des Amtsrates die Kontrollen des Gemeinde­
ammanns mit denjenigen des Pfarrers zu vergleichen 
und in Übereinstimmung zu bringen hatte. 

Von der rein kirchlichen Zivilstandsregisterführung 
ging damit Luzern zu der bürgerlichen über. Die 
Register über den Personenstand, die in der Folge 
die Geistlichen zu führen hatten, wurden nunmehr 
bürgerliche Personenregister, die ebenfalls kirchlichen 
Zwecken zu dienen hatten, da die Kirche dafür keine 
eigenen Register führte. Gleichzeitig daneben wurden 
die Doppel derselben, rein bürgerliche Register, ge­
führt. Beide Systeme unter bürgerlicher Aufsicht. 

Im Jahre 1835 verordnete das neue Zivilgesetz­
buch des Kantons Freiburg von 1835 im II. Haupt­
stück, Art. 20—30, die Führung von Geburts-, Ver-
kündungs-, Ehe- und Totenregistern durch eigene, bür­
gerliche Zivilstandsbeamte und führte damit die reine 
bürgerliche Zivilstandsregisterführung ein. 

Ein Ausführungsgesetz dazu wurde im Jahre 1849 
erlassen. Wir werden dasselbe später noch erwähnen. 

Aargau schied im Jahre 1837 die örtliche Kompe­
tenz der Registerführer nach konfessionellen Grund­
sätzen dahin aus, dass jeder Pfarrer die sich in seinem 
Sprengel ereignenden Zivilstandsvorfälle der Ange­
hörigen seiner Gemeinde verurkunden sollte. 

Bald darauf (1839) erliess Schioyz seine erste 
staatliche Verordnung2) über die Führung der Zivil­
standsregister. Es entschied sich für das kirchlich-bür­
gerliche System, nach welchem die Pfarrer die bürger­
lichen Standesregister (die zu gleicher Zeit Dienst als 
Kirchenregister taten), führen sollten. Die Aufsicht 
über die Register war bürgerlich. Ein Beauftragter 
der Regierung sollte im Beisein des Präsidenten oder 
eines Mitgliedes des Gemeinderates die Bücher der 
Geistlichen prüfen. Diese Bestimmung wurde indessen 
nur einige Jahre hindurch beobachtet3). 

Ein ähnliches System trat 1842 infolge der Ein­
führung des neues Zivilgesetzbuches, I. Teil, im Kan­
ton Solothurn in Kraft. § 38 verpflichtete die Pfarrer, 
Geburts-, Ehe- und Totenbücher (§§ 41—44) zu füh­
ren. Eine vom Ammann beglaubigte Abschrift davon 

*) Der Pfarrer hatte im fernem noch eine Kopie (drittes 
Exemplar) seiner Register anzufertigen. 

a) Verordnung des Grossen Rates über die Führung der 
Tauf-, Ehe- und Sterberegister vom 16. Januar 1839. 

3) Gefl. Mitteilung des Staatsarchives Schwyz. 

war alljährlich dem Regierungsrate zuzustellen, der 
wieder jedes Jahr Inspektionen veranstalten sollte. 

Im Wallis, wo seit 1815 der Personenstand nur 
mehr in rein kirchlichen, d. h. auf Anordnung und 
unter Aufsicht der Kirche von Klerikern geführten 
Kirchenregistern verurkundet werden konnte, veran­
lassten um diese Zeit die Verhältnisse der Wiedertäufer 
den Staatsrat (1842), eine Verordnung zu erlassen, 
nach welcher die Gemeindepräsidenten rein bürgerliche 
Register für diejenigen Personen zu führen hatten, 
deren Zivilstand die Pfarrer nicht in ihren Registern 
verurkunden wollten. Sie wurde indessen schon 1844 
widerrufen. 

Im letztgenannten Jahre ging auch Glarus von 
der rein kirchlichen Registerführung zur kirchlich­
bürgerlichen über, indem es in der Predigerordnung 
von 1844 die Pfarrer für die Führung der Tauf-, Ehe-
und Totenregister auf „das eingeführte Schema" *) ver­
wies. Die (kirchliche) Visitation sollte ordentlicher­
weise alle vier Jahre stattfinden und sich auch über 
den Zustand der Personenstandsregister verbreiten. 

Der Kanton Appenzell A.-Rh. hatte bislang die 
Führung der Personenstandsregister ganz der Sorgo 
der Kirche (Synode) überlassen. Im Jahre 1845 nun 
stellte der Grosse Rat, auf Veranlassung des Dekan 
Frei, eine Instruktion für die Visitation der Pfarr­
archive2) auf, in welcher staatlicherseits nebst (7) 
andern Registern die Führung der Tauf-, Ehe- und 
Totenbücher vorausgesetzt wird, da deren Vorhanden­
sein und gute Führung an Hand eines in der Instruk­
tion enthaltenen Fragenschemas durch die (kirchlichen) 
Visitatoren zu prüfen waren. 

Als letzter Kanton, der in der Regenerationsperiode 
eine Neuordnung seiner Zivilstandsregisterführung vor­
nahm, ist Uri zu erwähnen, das bisher ebenfalls rein 
kirchliche Register besessen hatte. Dieser Kanton 
wählte ein dem luzernischen ähnliches, den staatlichen 
Interessen unter den damaligen Zeitumständen gar 
nicht übel angemessenes System. Durch Verordnung 
vom 8. Januar 18463) verfügte der Landrat von Uri, 
dass neben den von der Pfarigeistlichkeit geführten Per­
sonenstandsregistern auch von Regierungs wegen solche 
gehalten werden sollten. Die Pfarrer hatten ihre Re­
gister so einzurichten, dass die Rubriken ihrer Bücher 
denjenigen der staatlichen Register entsprechen, und 
alljährlich ein Verzeichnis der vorgekommenen Geburts-, 

1) Es ist mir nicht gelungen, herauszufinden, was damit ge­
meint war. 

2) In der amtlichen Ausgabe der Verfassung, Gesetze und 
Verordnungen des Kantons Appenzell A.-Rh. von 1854 sub X. M., 
p. 253. 

3) Amtliche Sammlung der Gesetze und Verordnungen des 
Landes Uri. 1856, p . 88, 89. 
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